Textbausteine für Mietzinsänderungen bei Wohnbaugenossenschaften des Bundespersonals



Wohnbaugenossenschaften 
Mitteilung betreffend

des Bundespersonals
Mietzinsänderung

Vermieter / Vermieterin

Mieter / Mieterin

Wohnbaugenossenschaft XYZ

Herr und Frau A. und C. Meier

Mietobjekt 
Wohnung, Strasse, PLZ Ortschaft 



1. Mietzinsänderung
Bisher:
Neu: 

Nettomietzins (ohne Nebenkosten)
pro Monat
CHF
CHF                     

Zeitpunkt der Änderung
1. Januar 2008


Begründung der Änderung
Erneuerung der Bäder und Küchen


Diese Mietzinsänderung kann beim Bundesamt für Wohnungswesen (BWO), Storchengasse 6, 2540 Grenchen, angefochten werden.

Für Streitigkeiten, die nicht den Mietzins betreffen (z.B. aus Kündigungsschutz, Vertragsrecht oder Nebenkosten) ist die Schlichtungsbehörde in Mietsachen zuständig. Die Adresse kann dem Telefonbuch entnommen oder bei der Gemeindeverwaltung erfragt werden.

Ort und Datum:
Vermieter / Vermieterin:

(Name und Unterschrift)

Weitere Hinweise auf der Rückseite

1. 
Mietzinserhöhungen durch den Vermieter 
Die Wohnbaugenossenschaften des Bundespersonals sind der Verordnung des Eidgenössischen Volkswirtschaftsdepartements über Wohnbaugenossenschaften des Bundespersonals (VOEVD) unterstellt. 

Die Wohnbaugenossenschaften vermieten ihre Wohnungen grundsätzlich zu den Selbstkosten (Art. 8 VOEVD). Massgebend ist die Kostenmiete. Die Kostenmiete bildet die oberste Grenze des zulässigen Mietzinses.  Bei der Anfechtung von Mietzinsen ist das Bundesamt für Wohnungswesen (BWO) zuständig. Es versucht, unter den Parteien eine Einigung herbeizuführen. Kommt keine Einigung zu Stande, so erlässt das Bundesamt eine Verfügung (Art. 9 Abs. 1 VOEVD).

Der Vermieter kann den Mietzins jederzeit auf den nächstmöglichen Kündigungstermin erhöhen. Für Mitteilungen von Mietzinserhöhungen gelten die Bestimmungen des Obligationenrechts (OR; vgl. Artikel 269d OR). Der Vermieter muss demnach dem Mieter die Mietzinserhöhung mindestens zehn Tage vor Beginn der Kündigungsfrist auf den nächstmöglichen, vereinbarten Kündigungstermin mitteilen und begründen. 

Grundsätzlich können Mietzinserhöhungen nur durch Kostenelemente begründet werden (Art. 8 VOEVD). Absolute Erhöhungsgründe im Sinne des Obligationenrechts (Orts- und Quartierüblichkeit, ungenügender Ertrag) können hingegen nicht geltend gemacht werden.

Als Gründe für Mietzinserhöhungen gelten somit: 

- 
Steigerung der anrechenbaren Liegenschaftskosten wie Erhöhung der Zinsen für das Fremd- und Eigenkapital, Baurechtszinse, Amortisationen, Verwaltungskosten, Unterhaltskosten und Einlagen in den Erneuerungsfonds sowie die Erhöhung mit der Sache verbundene Lasten und öffentlichen Abgaben; 

- 
Mehrleistungen der Vermieterschaft wie insbesondere Investitionen für wertvermehrende Verbesserungen oder andere Nebenleistungen;

- 
ungenügende Kostendeckung.

Mietzinsanpassungen, die infolge von veränderten Hypothekarzinssätzen nötig sind, erfolgen in der Regel einmal jährlich. 

2.
Nebenkosten 

Bei einer Anfechtung von Nebenkosten sind die Schlichtungsbehörden in Mietsachen nach dem Obligationenrecht (OR) für die Schlichtung zuständig (Art. 9 Abs. 4 VOEVD). 

Für die Einführung neuer Nebenkosten sowie für andere einseitige Vertragsänderungen ist das amtliche Formular zu verwenden. Die Änderungen bedürfen zu ihrer Gültigkeit einer Begründung (Art. 269d Abs. 3 OR).    






















